
REGENSBURG. Sie sind wieder da. Mit
Schildern und Trillerpfeifen protestie-
ren Gegner der Stromtrasse Südost auf
dem Rossmarkt in Berching (Lkr. Neu-
markt). Dass es deutlich weniger sind
als noch vor einem Jahr, liegt wohl
zum einen daran, dass die Gefahr einer
Trasse durch den Landkreis nicht
mehr so unmittelbar ist. Zum anderen
ist statt der bayerischen Wirtschafts-
ministerin Ilse Aigner – die 2014 bei
ihrem Auftritt ausgepfiffen worden
war – diesmal der Bundeslandwirt-
schaftsminister Christian Schmidt ein-
geladen, eine Rede zu halten.

Trotzdem sind sie gekommen. Und
nicht nur sie. Etwa 20 000 Gäste zieht
der Berchinger Rossmarkt auch in die-
sem Jahr an, obwohl die Temperaturen
sich zeitweise im zweistelligen Minus-
bereich bewegen. Und obwohl die
Trasse nicht in Schmidts Zuständig-
keitsbereich fällt, fühlen sich die Mit-
glieder der Bürgerinitiative Pavelsbach
berufen, ihre Meinung kundzutun.
BI-Sprecher Thomas Härtl begründet
den Protest so: „Herr Schmidt gehört
zur Bundesregierung und kann in Ber-
lin sagen, dass wir hier waren.“ Solan-
ge die Trasse Südost noch im Bundes-
verkehrswegeplan stehe, „solange sind
wirwachsam“, sagt Härtl.

Rossmarkt als Protestgelegenheit

Doch die Trassengegner sind nicht die
einzigen, die demonstrieren. ÖDP,
Grüne und Initiativen wie Zivilcoura-
ge Neumarkt e. V. protestieren gegen
das Freihandelsabkommen TTIP, das
die EU-Kommission derzeit mit den
USA aushandelt. Und kurz bevor der
Minister auf die Bühne am Reichenau-
platz betritt, heben einige Männer ein
dreimal dreiMeter großes Plakat in die
Höhe, das den Milchpreisverfall an-
prangert.

Trotz dieser vielfältigen Protestku-
lisse bleibt es ruhig, als Schmidt, be-

gleitet vom Berchinger Bürgermeister
Ludwig Eisenreich, auf die Bühne tritt.
Der Landwirtschaftsminister holt sich
Applaus ab, als er die Tradition des
Rossmarktes lobt und ein Nebeneinan-
der von ökologischer und konventio-
neller Landwirtschaft anmahnt.

Schmidt spricht zurückhaltend,
freundlich und wechselt dann etwas
diffus über die Grüne Woche und Lob
für seine Amtsvorgänger in Berlin –
Horst Seehofer und Ilse Aigner – zum
Thema TTIP.

Schmidt lässt keinen Zweifel daran,
dass er das Abkommen für notwendig
hält. Schließlich sei Deutschland auch
ein Agrar-Exportland, die Landwirt-
schaft könnte von Zollbefreiungen
profitieren. Doch die lebensmittel-
rechtlichen Grundlagen stünden nicht

zur Debatte. „Die Standards werden so
bleiben“, verspricht Schmidt. Verein-
zelte Pfiffe aus der Menge zeigen, dass
ihm das nicht alle glauben. „Keine Ver-
handlungen“, ruft jemand.

Doch die sind in dieser Woche in
Brüssel wieder angelaufen, in der ach-
ten Runde. Hauptkritikpunkt der
Skeptiker diesmal: Die „regulatorische
Zusammenarbeit“, die sozusagen
künftige Regulierungen, die den Frei-
handel gefährden könnten, antizipie-
ren soll – um ihnen im Zweifelsfall
entgegenwirken zu können. Die EU-
Kommission sieht darin lediglich ei-
nen regelmäßigen Austausch zum
Thema Regulierung. Andere, so auch
Josef Neumeyer von der ÖDP Neu-
markt, sehen eine „Gefahr für die De-
mokratie“, wenn sich Lobbyisten über

Gesetze unterhalten, bevor diese ent-
stehen. Und so bewertet er die Rede
des Landwirtschaftsministers als „in-
haltliche Schonkost“.

Auch Manfred Gilch, bayerischer
Landesvorsitzender des Bundes Deut-
scher Milchviehhalter, zeigt sich ent-
täuscht: „Wir hatten uns mehr erwar-
tet.“ Seit Monaten ist der Milchpreis
massiv unter Druck, Gilch spricht von
Millionenverlusten für die Milchbau-
ern. Allein im Landkreis Neumarkt
seien es im vergangenen Jahr zehn
Millionen Euro gewesen. Der Verband
wünscht sich ein Sicherheitsnetz vom
Bund, das nach der Aufhebung der
Milchquote im kommenden Monat
für faire Preise sorgt. Das sei Konsens
in Brüssel und in München. Nur Ber-
lin stelle sich quer.

Schmidt sieht die Lösung im freien
Markt. Die Nachfrage in China steige
wieder, er hoffe, von einer anstehen-
den Reise dorthin mit guten Nachrich-
ten wiederzukommen. Beim derzeiti-
gen Preistief handele es sich lediglich
um „eine Delle“, ist er sich sicher.

„Was soll er auch groß sagen?“

Zum Schluss seiner Rede schimpft der
Landwirtschaftsminister über die Bü-
rokratie beim „Greening“, lobt die bäu-
erliche Landwirtschaft und Angela
Merkel: „Gott sei Dank, dass wir sie ha-
ben.“ Seine Gegner hat Schmidt mit
seiner Rede nicht überzeugt. Sie rollen
schnell ihre Fahnen und Plakate ein,
während der Minister seine Fotorunde
bei den Rössern dreht.

Doch bei einigen Berchingern kam
Schmidt gut an. Ein Mann zuckt mit
den Schultern: „Das hat er schon gut
gemacht“, brummt er und fügt hinzu:
„Was soll er auch groß sagen?“ – eine
akkurate Zusammenfassung des Di-
lemmas politischer Redner auf Volks-
festen. Knackige Zitate wie sein Partei-
chef liefert der auch in der großen Ko-
alition bisher recht blass gebliebene
Minister jedenfalls nicht.

Und so waren dieses Jahr – ohne
Wahlkampf und ohne akute Strom-
trassengefahr – wohl tatsächlich wie-
der die Pferde die Hauptattraktion auf
dem Rossmarkt. Was nicht heißt, dass
nicht auch nächstes Jahr wieder Bür-
ger mit Plakaten und Trillerpfeifen
vorbeikommen, um ihre Meinung
kundzutun.

AGRARAuf demRossmarkt
protestieren Bürger gegen
TTIP, Stromtrasse und nied-
rigeMilchpreise. Christian
Schmidt gibt zumindest bei
einem Thema seinWort.

DasVersprechendesMinisters
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Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt (CSU) verspricht auf dem Rossmarkt in Berching bleibende Standards trotz TTIP. Foto: dpa

Hauptattraktion waren heuer wieder
die Rösser. Foto: Schönberger

Bei seinem Rundgang sprach Land-
wirtschaftsminister Schmidt mit den
Pferdehaltern. Foto: Schönberger
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ROSS-BESCHAU MIT TRADITION

➤ Der Berchinger Rossmarkt geht auf
eine jahrhundertealte Vorschrift zurück,
die von Pferdebesitzern verlangte, ihre
Tiere für Untersuchungen vorzuführen.
➤ Anders als damals werden heutzuta-
ge keine Pferdemehr auf dem Ross-
markt verkauft.
➤ Gestern nahmen 130 Rösser am tra-
ditionellen Auftrieb durch die Berchinger
Altstadt teil.
➤ Viele der gut 60 Pferdehalter kom-
men seit Jahrzehnten nach Berching,
um ihre Rösser zu präsentieren.
➤ Als Zugpferd für die politische Kund-
gebung reiste Bundeslandwirtschafts-
minister Christian Schmidt (CSU) an.
➤ In der jüngeren Vergangenheit hatten
die bayerischeWirtschaftsministerin Ilse
Aigner undMinisterpräsident Horst See-
hofer in Berching gesprochen. (ma/dpa)

●➲ Mehr zum Thema!
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AKTUELL IM NETZ

Ein Video und eine Bildergalerie zum
Thema finden Sie bei uns im Internet:
➤ www.mittelbayerische.de/bayern

BERLIN. Es war eigentlich keine Sensa-
tion. Gestern Nachmittag kurz vor 17
Uhr hat das Spitzengremium des Ver-
bandes Kommunaler Unternehmen
(VKU) die 41-jährige Katherina Reiche
zur neuen Hauptgeschäftsführerin ge-
wählt. Im September soll die Branden-
burgerin die Nachfolge des bisherigen
Verbands-Managers Hans-Joachim
Reck antreten, der aus Altersgründen
ausscheidet. Was seit Anfang der Wo-
che für gewaltigen politischen Wirbel
und Schlagzeilen in den Medien sorgt,
ist, dass die neue VKU-Lobbyistin vom
Posten einer Parlamentarischen Staats-
sekretärin mit CDU-Parteibuch im
Berliner Verkehrsministerium auf den
lukrativen Verbandsjobwechselt.

Von 50 000 Euro Gehalt ist die Rede,
pro Monat wohlgemerkt. Mit 600 000
Euro im Jahr bekäme die Polit-Ausstei-
gerin Reichemehr als das Doppelte des
Salärs, das Angela Merkel als Regie-
rungschefin überwiesen bekommt.
Ein goldenes Sprungbrett in die Wirt-
schaft. Offiziell schweigt sich der Ver-
band, dem rund 1400 kommunale Un-
ternehmen, etwa Stadtwerke, Wasser-
und Abfallbetriebe, angehören, über
das konkrete Gehalt aus.

Ein pikanter Zeitpunkt

Reiches Wechsel an die VKU-Spitze,
der offiziell im September vollzogen
werden soll, fiel gestern genau auf den
Tag, an dem das Bundeskabinett einen
Gesetzentwurf auf den Weg brachte,
der den Übergang von Spitzenposten
in der Regierung in die Wirtschaft re-
geln soll. Danach muss ein Wechsel
aus einem Regierungsamt bei der Bun-
desregierung schriftlich angemeldet
werden. Sieht die Regierung problema-
tische Überschneidungenmit dem bis-
herigen Amt als Minister oder Staats-
sekretär und der neuen Aufgabe in der
Wirtschaft, kann sie den Jobwechsel
für den Zeitraum von zwölf, in Aus-
nahmefällen sogar 18, Monaten unter-
sagen. Die Bundesregierung soll sich
bei ihren Entscheidungen auf die
Empfehlung eines dreiköpfigen bera-
tenden Gremium stützen. Sie kann,
muss aber nicht dem Votum folgen.
Neu ist auch, dass ein Regierungsmit-
glied einen Seitenwechsel schon zu ei-
nem frühen Zeitpunkt melden muss,
nämlich sobald die Vorbereitungen da-
zu beginnen, wie es etwas schwammig
formuliert heißt, oder wenn dem be-
treffenden Politiker ein Job in der
Wirtschaft „in Aussicht gestellt wird“.

Innenminister Thomas de Maizière
(CDU) nannte die Karenzzeit beim
Wechsel in die Wirtschaft „ausrei-
chend“. Eine solche Regelung müsse
auch „verhältnismäßig“ sein, sagte er
bei einer Regierungsbefragung im
Bundestag. Die vorgesehene „Kann-Re-
gelung“ einer Karenzzeit sei besser als
eine verpflichtende Sperrzeit, wie sie
von der Opposition gefordert wird.

Opposition: Ein reines Placebo

Grüne und Linke nannten die neue Re-
gelung dagegen eine „Mogelpackung“.
Die rechtspolitische Sprecherin der
Linken Halina Wawzyniak monierte:
„Die Bundesregierung entscheidet also
darüber, was die Bundesregierung
darf. Die Karenzzeit wird damit zu ei-
nem reinen Placebo.“ Der Eindruck
der Verquickung von wirtschaftlichen
und politischen Interessen bleibe wei-
terhin bestehen. Auch den Organisati-
onen LobbyControl und Transparency
International geht die geplante Rege-
lung nicht weit genug. Sie fordern
schon lange eine Karenzzeit von drei
Jahren. Politikern müsse die Möglich-
keit genommen werden, im politi-
schen Amt Entscheidungen im Sinne
ihres künftigen Arbeitgebers zu tref-
fen und nach dem Ausscheiden aus
demAmt dafür belohnt zuwerden.

Goldenes
Sprungbrett
für Politiker
REGELUNGDer Seitenwechsel
in dieWirtschaft ist finanzi-
ell äußerst lukrativ.
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